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Kreis- und Anzeige-Blakt 


für den 


Kreis Danziger Höhe. 
W222. Danzig, den 16. März. 1892. 


Amtlicher Theil. 
I. Verfügungen und Bekanntmachungen des Landraths. 


1. Die Vormuſterung der Pferde aus dem 1. Muſterungsbezirk am Donnerſtag, den 
17. d. Mts., Vormittags 8 Uhr, wird nicht auf dem großen Exercierplatz bei Strieß am Aus⸗ 
gange von Neuſchottland, ſondern auf der Chauſſee von Langefuhr nach Oliva am Ausgange 
von Langefuhr ftattfinden und find die Pferde dort aufzuſtellen. 
Danzig, den 14. März 1892. 
Der Landrath. U 
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2. Die Ortsbehörden beauftrage ich, die von den Kirchengemeindeorganen zur Ausführung 
der Umlagebeſchlüſſe benöthigten Nachrichten über die Confeſſion der Ortsbewohner und deren 
Steuerverhältniſſe denſelben ſtets bereitwillig aus den Anmeldeliſten und den Steuerliſten 
zu ertheilen. 
Danzig, den 14. März 1892. 
Der Landrath. 


— 


3. Der Hofbeſitzer Hermann Muchau in Borgfeld iſt zum Waiſenrath für die Dorfgemeinde 
Borgfeld gewählt, von mir beſtätigt und eidesſtattlich verpflichtet worden. 
Danzig, den 15. März 1892. 
Der Landrath. 


JJ TTT 


— 102 — 


4. Der Gemeindediener Friedrich Stiemer in Zigankenberg iſt als Amtsdiener für den 
Amtsbezirk Zigankenberg angenommen. von mir beſtätigt und eidlich verpflichtet worden. 
Danzig, den 11. März 1892. 
Der Landrath. 


Kreis⸗Statut für den Kreis Danziger Höhe, 


betreffend 


das Gewerbegericht zu Danzig. 
Ginleit ung. 


Für den Kreis Danziger Höhe wird hierdurch nach Maßgabe der Beſchlüſſe des Kreis⸗ 


Mi Ssnte 5 
tages vom Jg. Nobember 1891 auf Grund des 8 1 Abſ. 1, 4 und 6 des Reichsgeſetzes, 


betreffend die Gewerbegerichte, vom 29. Juli 1890 nach Anhörung betheiligter Arbeitgeber und 
Arbeiter nachſtehendes Kreis⸗Statut erlaſſen: 


Erſter Abſchnitt. 


Errichtung und Sr des Gewerbegerichts. 


Für die Entſcheidung von gewerblichen Streitigkeiten: 
La. zwi ſchen Arbeitern einerſeits und ihren Arbeitgebern andererſeits und 
b. zwiſchen Arbeitern deſſelben Arbeitgebers, 
II a. zwiſchen Perſonen, welche für beſtimmte Gewerbetreibende außerhalb der Arbeits⸗ 
ſtätte der letzteren mit Anfertigung gewerblicher Erzeugniſſe beſchäftigt find 
(Heimarbeiter, Hausgewerbetreibende) und ihren Arbeitgebern, ſofern die 
Beſchäftigung auf die Bearbeitung der den erſteren von den Arbeitgebern 
gelieferten Rohſtoffe oder Halbfabrikate beſchränkt iſt, 
auch wenn dieſe Perſonen die Rohſtoffe oder Halbfabrikate, welche ſie 
bearbeiten oder verarbeiten, ſelbſt beſchaffen, 
b. zwiſchen Hausgewerbetreibenden (Heimarbeitern) der vorbezeichneten Art unter 
einander, ſofern ſie von demſelben Arbeitgeber beſchäftigt werden, 
wird ein Gewerbegericht errichtet, welches den Namen: Gewerbegericht für den Kreis Danziger 
Höhe zu Danzig führt. 
Sein Sitz iſt zu Danzig. 
Sein Bezirk umfaßt den Kreis Danziger Höhe. 
f 5 2 


Als Arbeiter im Sinne dieſes Kreis⸗Statuts gelten diejenigen Geſellen, Gehülfen, Fabrik: 
arbeiter und Lehrlinge, auf welche der ſiebente Titel der Gewerbe⸗Ordnung Anwendung findet. 

Ingleichen gelten als Arbeiter, Betriebsbeamte, Werkmeiſter und mit höheren techniſchen 
Dienſtleiſtungen betraute Angeſtellte, deren Jahres⸗Arbeitsverdienſt an Lohn oder Gehalt zwei⸗ 
tauſend Mark nicht überſteigt. 
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8 3. 
Sachliche Zuſtändigkeit. a 
Das Gewerbegericht iſt ohne Rücksicht auf den Werth des Streitgegenſtandes zuſtändig 
für Streitigkeiten: 
1. über den Antritt, die Fortſetzung oder die Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes, 
ſowie über die Aushändigung oder den Inhalt des Arbeitsbuches oder Zeugniſſes, 
2. über die Leiſtungen und Entſchädigungsanſprüche aus dem Arbeitsverhältniſſe, 
ſowie über eine in Beziehung auf daſſelbe bedungene Konventionalſtrafe, 
3. über die Berechnung und Anrechnung der von den Arbeitern und Hausgewerbe⸗ 
treibenden zu leiſtenden Krankenverſicherungs⸗Beiträge (8 2 Abſ. 1 Ziffer 5, 88 53, 
54, 65, 72, 73 des Geſetzes, betreffend die Krankenverſicherung der Arbeiter, vom 
15. Juni 1883), 
4. über die Anſprüche, welche auf Grund der Uebernahme einer gemeinſamen Arbeit 
von Arbeitern oder Hausgewerbetreibenden deſſelben Arbeitgebers gegen einander 
erhoben werden. 


8 4. 
Ausnahmen von der Buftändigkeit, 
Ausgenommen von der Zuſtändigkeit des Gewerbegerichtes ſind: 4 
1. Streitigkeiten über eine Konventionalſtrafe, welche für den Fall bedungen iſt, daß 
der Arbeiter oder Hausgewerbetreibende nach Beendigung des Arbeitsverhältniſſes 
ein ſolches bei anderen Arbeitgebern eingeht oder ein eigenes Geſchäft errichtet, 
II. Streitigkeiten der in 8 3 Ziffer 1—4 bezeichneten Art zwiſchen: 

a. Mitgliedern der Innungen ($ 97 der Gewerbeordnung) und ihren Lehr⸗ 
lingen (8 97 Abſchnitt 1 Ziffer 4 ebenda), 

b. Mitgliedern ſolcher Innungen, für welche ein Schiedsgericht in Gemaßheit 
des § 97 a Ziffer 6 und § 100 d der Gewerbe⸗Ordnung errichtet iſt, und 
ihren Arbeitern. 

5 Außerdem iſt die Zuſtändigkeit des Gewerbegerichtes ausgeſchloſſen für ſolche Streitig⸗ 
keiten zwiſchen Gewerbetreibenden und ihren Geſellen, Gehülfen und Lehrlingeß, für welche auf 
Grund der 88 100 e Ziffer 1 und 100 i Abſ. 2 der Gewerbe Ordnung durch einen der 
ſtreitenden Theile die Entſcheidung eines Innungsſchiedsgerichtes oder einer Innung angerufen wird. 
ka Desgleichen ift die Zuſtändigkeit des Gewerbegerichtes ausgeſchloſſen für ſolche Streitig⸗ 
keiten der Gehülfen und Lehrlinge in Apotheken und Handelsgeſchäften und der Arbeiter, welche 
in den unter der Militair⸗ oder ee ſtehenden Betriebsanlagen beſchäftigt find. 


ag 5 | 

. Das Gewerbegericht beſteht aus einem Vorſitzenden, einem Stellvertreter deſſelben und 

VBeiſitzern. Die Zahl der Stellvertreter und Beiſitzer kann durch Beſchluß des Kreis⸗Ausſchuſſes 

anderweit feſtgeſtellt werden. 

5 Die Bildung beſonderer Kammern (8 9 Abſatz 2 des Geſetzes), ſowie Abänderungen 

Ne Kammereintheilung können durch Beſchluß des Kreis⸗Ausſchuſſes mit Genehmigung des 
egierungs⸗Präſidenten mit rechtsverbindlicher 12 vorgenommen werden. 


8 „ 
Allgemeine Erforderniſſe bezüglich der itglieder, 
1 Zum Mitgliede des Gewerbegerichtes — einſchließlich des orſitzenden und des Stell. 
kreters — ſoll nur berufen werden, wer das dreißigſte Lebensjahr vollendet, in dem der Wahl 
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vorangegangenen Jahre für ſich oder ſeine Familie Armenunterſtützung auf Grund des Geſetzes 
über den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 (R⸗G.⸗Bl. S. 360) und des Geſetzes, 
betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz, vom 8. März 1871 
(G⸗S. S. 130) nicht empfangen oder die empfangene Armenunterſtützung erſtattet hat und in 
dem Bezirke des Gewerbegerichts ſeit mindeſtens zwei Jahren wohnt oder beſchäftigt iſt. 

Desgleichen ſollen zu Mitgliedern des Gewerbegerichtes nicht berufen werden Perſonen, 
welche wegen geiftiger oder körperlicher Gebrechen zu dem Amte nicht geeignet ſind. 

Perſonen, welche zum Amt eines Schöffen unfähig ſind (Gerichtsverfaſſungs⸗Geſetz 
99 31, 32), konnen nicht berufen werden. 


Vorſitzender und Stellvertreter. 

Der Vorſitzende des Gewerbegerichtes und der Stellvertreter deſſelben werden von dem 
Kreisausſchuſſe auf drei Jahre gewählt; ſie dürfen weder Arbeitgeber noch Arbeiter ſein. 

Die Wahl des Vorſitzenden und des Stellvertreters bedarf der Beſtätigung des König⸗ 
lichen Regierungs⸗Präſidenten zu Danzig. Dieſe Beſtimmung findet auf Staats⸗ oder Gemeinde⸗ 
beamte, welche ihr Amt kraft ſtaatlicher Ernennung oder Beſtätigung verwalten, keine Anwendung, 
ſolange ſie dieſes Amt bekleiden. 8 

8 


Beiſiher. 

Die Beiſitzer müſſen zur Hälfte aus den Arbeitgebern, zur Hälfte aus den Arbeitern 
entnommen werden. 

Die Beiſitzer aus dem Kreiſe der Arbeitgeber werden mittelſt Wahl der Arbeitgeber, 
die Beiſitzer aus dem Kreiſe der Arbeiter mittelſt Wahl der Arbeiter auf die Dauer von drei 
Jahren beſtellt. Wiederwahl iſt zuläſſig. f 

Beisitzer, deren Amtsperiode abgelaufen iſt, ſcheiden erſt dann aus, wenn ihr Nachfolger 
in das Amt eingetreten iſt. 


— — —— — — — 


— ä —᷑—̃ ᷣ —.;ͤ—a—ęͤ —¼ 


8 9. 
Zur Theilnahme an den Wahlen ſind nur berechtigt: 

a. ſolche Arbeitgeber, welche das fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet und ſeit 
mindeſtens einem Jahre im Bezirke des Gewerbegerichtes Wohnung oder eine 
gewerbliche Niederlaſſung haben; : | 

b. ſolche Arbeiter, welche das fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet und in dem 
Bezirke des Gewerbegerichtes ſeit mindeſtens einem Jahre beſchäftigt find oder, 
falls ſie außerhalb dieſes Bezirkes in Arbeit ſtehen, wohnen. 

Die in § 6 Abſ. 3 dieſes Statutes bezeichneten Perſonen find nicht wahlberechtigt. 

Mitglieder einer Innung, für welche ein Schiedsgericht in Gemäßheit der 88 97 a, 
5119 5 der Gewerbeordnung errichtet iſt, und deren Arbeiter ſind weder wählbar noch wahl 
erechtigt. 


8 10. 

Das Reich, der Staat, die Gemeinden und ſonſtige öffentliche Verbände, ſowie juriſtiſche 
Perſonen üben ihr Stimmrecht durch ihre geſetzlichen Vertreter aus. 

Den Arbeitgebern ſtehen im Sinne der 88 8 und 9 dieſes Statutes die mit der Leitung 
eines Gewerbe⸗Betriebes oder eines beſtimmten Zweiges desſelben betrauten Stellvertreter der 
ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden gleich, ſofern ihr Jahres⸗Arbeitsverdienſt an Lohn oder Gehalt 
zweitauſend Mark überſteigt. 


r 


Die durch 8 1 Abſ. 1 Ziffer II der Zuſtändigkeit des Gewerbegerichtes unterſtellten 
Hausgewerbetreibenden ſind als Arbeiter wahlberechtigt und wählbar. 
ls 


Wahl der Beifiker. 
Die Wahl der Beifiker ift unmittelbar und geheim. 
Sie erfolgt unter Leitung eines Ware db es 


Wahlausſchuß. 

Das Gewerbegericht, erſtmalig der Kreisausſchuß, beſtimmt, aus wieviel Perſonen der 
Wablausſchuß zu beſtehen hat. Vorſitzender des Wahlausſchuſſes iſt ein von dem Kreisausſchuſſe 
zu beſtellender Wahlvorſteher. Die übrigen Mitglieder des Wahlausſchuſſes müſſen zur Hälfte 
ſtimmberechtigte Arbeitgeber, zur Hälfte ſtimmberechtigte Arbeiter ſein und werden mit dieſer 
Maßgabe von dem Kreis⸗Ausſchuſſe ernannt. 


Zum Zwecke der Wahlen ſind von dem Gewerbegerichte, erſtmalig von dem Kreis⸗ 
ausſchuſſe, Liſten anzulegen, in welche alle Wähler einzutragen ſind, deren Stimmberechtigung 
unter Beifügung der erforderlichen Beſcheinigungen innerhalb zweier Wochen, nachdem der Wahltag 
erſtmalig bekannt gemacht iſt, bei den von dem Gewerbegerichte, erſtmalig von dem Kreis⸗ 
ausſchuſſe zu bezeichnenden Anmeldeſtellen mündlich oder ſchriftlich angemeldet iſt. Bei unter⸗ 
laſſener rechtzeitiger Anmeldung ruht das N 


Wahlort und Wahltermin. 

Tag, Ort und Stunden der Wahlen, die Zahl der von jeder Kategorie zu wählenden 

Beiſitzer beſtimmt der Vorſitzende des Gewerbegerichts, erſtmalig der Vorſitzende des Kreis⸗ 

ausſchuſſes; fie find unter Mittheilung der für die Wählbarkeit und Wahlberechtigung geſetzlich 

vorgeſchriebenen Bedingungen mindeſtens zweimal in den zu amtlichen Anzeigen der Behörden 

beſtimmten Blättern bekannt zu machen, dergeſtalt, daß zwiſchen der erſten Bekanntmachung und 
dem Wahltage eine Friſt von mindeſtens 1 on liegt. 4 


Wahlhandlung. 

Der Wahlausſchuß leitet als Wahlvorſtand die Wahlhandlung, welche öffentlich iſt 

und während der Stunden von Vormittags 8 bis Nachmittags 2 Uhr oder Mittags 12 bis 
Abends 8 Uhr ſtattzufinden hat. 
f Die an der Wahl ſich betheiligenden Perſonen haben ſich vor dem Wahlvorſtande, 
inſoweit demſelben ihre Wahlberechtigung nicht bekannt iſt, auf Erfordern über dieſelbe aus⸗ 
zuweiſen. Hierzu genügt für die Arbeitgeber die Beſcheinigung über die nach 8 14 der Gewerbe⸗ 
Ordnung erfolgte Anmeldung des Gewerbe⸗Betriebes, ſowie die letzte Quittung über Zahlung 
der Gewerbeſteuer, für die Arbeiter ein Zeugniß ihres Arbeitgebers oder der Polizeibehörde, durch 
welches beſtätigt wird, daß der Arbeiter ſeit mindeſtens einem Jahre innerhalb des Gewerbe⸗ 
gerichts⸗Bezirkes in Arbeit ſteht oder wohnt. Formulare zu dieſen Zeugniſſen werden von der 
Kreis⸗Verwaltung verabfolgt. Die Anerkennung anderer Legitimationen bleibt dem Ermeſſen des 
Wahlvorſtandes überlaſſen. er 


Das Wahlrecht ift nur in Perſon und durch Stimmzettel auszuüben, welche hand⸗ 
ſchriftlich oder im Wege der Vervielfältigung herzuſtellen find und nicht mehr Namen enthalten 
ollen, als Beiſitzer in der betreffenden Wahlhandlung zu wählen find. 
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Die zur Wahl Erſchienenen find in zwei tabellariſch aufgeſtellten Liſten einzutragen, 
von denen die eine für die Arbeitgeber, die andere für die Arbeiter beſtimmt iſt, und welche in 
der erſten Spalte die fortlaufende Nummer der Erſchienenen, in der zweiten deren Namen, in 
der dritten deren Berufsart und in der vierten einen Vermerk über die Legitimation enthalten. 

In der Lifte der Arbeiter ift in einer fünften Spalte der Arbeitgeber aufzuführen, bei 
welchem der einzelne Wähler beſchäftigt iſt. 

Wird ein zur Wahl Erſchienener vom Wahlvorſtande als nicht wahlberechtigt zurück⸗ 
gewieſen, ſo iſt der Name deſſelben deſſenungeachtet in derjenigen Liſte, für welche er ſich an⸗ 
gemeldet hat, aufzuführen und der Zurückweiſungsgrund dabei zu vermerken. 

Zur Aufnahme der Stimmzettel ift für Arbeitgeber und Arbeiter je eine beſondere 
Wahlurne aufzuſtellen, in welche die als ſtimmberechtigt Anerkannten ihre Stimmzettel verdeckt 
durch die Hand des Vorſitzenden hineinlegen. 

Die Liſten ſind von den Mitgliedern des Wahlvorſtandes am Schluſſe zu unterſchreiben; 
dieſelben haben dabei ausdrücklich zu bezeugen, daß ſich in der für die Wahl beſtimmten Zeit 
Niemand weiter zur Ausübung ſeines Wahlrechtes angemeldet hat. 

> 17 


8 17. 

Nach Ablauf der zur Vornahme der Wahl feſtgeſetzten Zeit ſind nur noch diejenigen 
Perſonen, welche bereits im Wahlokale anweſend find, zur Wahl zuzulaſſen. 

Sodann ſind die Stimmzettel aus den Wahlurnen zu nehmen und zu zählen. Eine 
ſich hierbei etwa ergebende Verſchiedenheit von der in den Liſten feftgeftellten Zahl der erſchienenen 
Wähler iſt nebſt dem zur Aufklärung Dienlichen in dem Wahlprotokolle zu vermerken. 

Demnächſt erfolgt die Eröffnung der Stimmzettel. Enthält ein Stimmzettel die Namen 
von mehr Perſonen, als Beiſitzer zu wählen find, fo kommen nur die der Reihe nach zuerſt 
aufgeführten in Betracht. Iſt aus einem Stimmzettel die Perſon des Gewählten nicht mit 
Sicherheit zu entnehmen, oder iſt eine Perſon benannt, welche nicht wählbar iſt, ſo iſt die für 
dieſe Perſon abgegebene Stimme ungültig, unbeſchadet jedoch der Gültigkeit der auf dem Wahl⸗ 
zettel ſonſt noch befindlichen Namen. 

Das Ergebniß der Stimmenzaͤhlung iſt in das Wahlprotokoll aufzunehmen, welchem 
die Stimmzettel in verſiegelten Päckchen beizufügen find. 4 

Meinungsverſchiedenheiten, welche im Wahlvorſtande über die Stimmberechtigung, die 
Wählbarkeit oder die Gültigkeit der Stimmzettel entſtehen, werden nach Stimmenmehrheit ent⸗ 
ſchieden; bei Stimmengleichheit entſcheidet der Wahlvorſteher. Grund und Ergebniß dieſer Ab⸗ 
ſtimmung find im Wahlprotokolle zu verzeichnen. - 

Als gewählt find vorbehaltlich der Beſtimmungen des § 21 dieſes Statutes in jeder 
Kategorie diejenigen 2 Perſonen zu erachten, welche die meiſten Stimmen erhalten haben; bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das vom Wahlvorſteher zu ziehende Loos. 

Die Feſtſtellung des Wahlergebniſſes (Abſatz 2—6) kann durch den Wahlvorſtand ge⸗ 
trennt von der Wahlhandlung und außerhalb des Wahllokals vorgenommen werden. 

Der Wahlvorſtand hat das Ergebniß der Wahl innerhalb einer Woche nach dem Wahl⸗ 
tage dem Kreisausſchuſſe unter Beifügung des Wahlprotokolles und der Stimmzettel bekannt zu geben. 

8 


818. 

Das Ergebniß der Wahl ift von dem Gewerbegerichte, erſtmalig von dem Kreisaus⸗ 
ſchuſſe, alsbald in dem zu ſeinen amtlichen Anzeigen beſtimmten Blatte mit dem Hinweiſe 
darauf bekannt zu machen, daß Beſchwerden egen die Rechtsgültigkeit der Wahl binnen einer 
Ausſchlußfriſt von einem Monate nach der Wahl bei ihm oder bei dem Bezirksausſchuſſe zu 
Danzig anzubringen find (ſiehe 8 20). 
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Gleichzeitig iſt jeder Gewählte von ſeiner Berufung zum Mitgliede des Gewerbegerichtes 
unter Hinweis auf die geſetzlichen Ablehnungsgründe mit der Aufforderung ſchriftlich in Kenntniß 
zu ſetzen, etwaige Ablehnungsgründe bei dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes geltend zu machen. 

5 


§ 19. 
Ablehnung der Wahl. 

Das Amt der Beiſitzer iſt ein Ehrenamt Die Uebernahme desſelben kann nur aus 
ſolchen Gründen verweigert, die Niederlegung nur auf ſolche Gründe geſtützt werden, welche zur 
Ablehnung eines unbeſoldeten Gemeinde⸗Amtes berechtigen. 

Doch kann Derjenige, welcher das Amt eines Beiſitzers ſechs Jahre verſehen hat, 
während der nächſten ſechs Jahre die Uebernahme des Amtes ablehnen. 

Ablehnungsgründe gewählter Beiſitzer find nur zu berücksichtigen, wenn dieſelben, nachdem 
der betheiligte Beiſtger von ſeiner Wahl in Kenntniß geſetzt iſt, ſchrifluch binnen einer Woche 
geltend gemacht werden. 

Ueber die Gründe der Ablehnung oder Niederlegung entſcheidet die in $ 7 Abi. 1 
dieſes Statutes bezeichnete Stelle. 30 


8 20. 
Veſchwerden gegen die Wahl. 

Beſchwerden gegen die Rechtsgültigkeit der Wahlen ſind nur binnen eines Monats nach 
der Wahl zuläſſig. Sie ſind bei dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes oder bei dem Bezirks⸗ 
ausſchuſſe zu Danzig anzubringen und von dem letzteren zu entſcheiden. Der Bezirksausſchuß 
hat auf erhobene Beſchwerde Wahlen, welche gegen das Geſetz oder die auf Grund des Geſetzes 
erlaſſenen Wahlvorſchriften verſtoßen, für ung g zu erklären. 


* e ru ZEN 


222% 
3 An Stelle der die Wahl mit Erfolg ablehnenden oder ſolcher Perſonen, deren Wahl 
für ungültig erklärt iſt, gelten Diejenigen, welche bei der Wahl nach dem Gewählten die meiſten 
men falten haben, unter entſprechender Anwendung der Beſtimmungen des § 17 Abſ. 3 
gewählt. 
22, 


8 
Sind Wahlen nicht zu Stande gekommen oder wiederholt für ungültig erklärt, fo iſt 
der Königliche Regierungs⸗Präſident zu Danzig befugt: 
a. die Wahlen, ſoweit fie durch Arbeitgeber oder Arbeiter vorzunehmen waren, durch 
den Kreistag vornehmen zu laſſen; 
b. ſoweit die Wahlen von dem Kreisausſchuſſe oder dem Kreistage vorzunehmen waren, 
die Mitglieder ſelbſt zu ernennen. 
9 23. 
Wekauntmachung über die endgültige Zuſammenſetzung 
des Gerichtes. 
gde Die endgültige Zuſammenſetzung des Gewerbegerichtes iſt von dem Vorſitzenden des 
keisausſchuſſes unter Angabe der Namen und Wohnorte der Mitglieder durch das zu den amt⸗ 
ichen Anzeigen der Kreis⸗Verwaltung beſtimmte Blatt bekannt zu machen. 


8 24. 


| Vereidigung der Mitglieder. 
| Der Vorſitzende des Gewerbegerichtes und deſſen Stellvertreter ſind vor ihrem Amts⸗ 
antritte durch einen von dem Königlichen Regierungs⸗Präſidenten zu Danzig beauftragten Beamten, 
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die Beiſitzer vor der erſten Dienſtleiſtung durch den Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter auf 
die Erfüllung der Obliegenheiten des ihnen N Amtes eidlich zu verpflichten. 
2 


Enthebung, Entſetzung der Mitglieder. 

Ein Mitglied des Gewerbegerichtes hinſichtlich deſſen Umſtände eintreten oder bekannt 
werden, welche die Wählbarkeit zu dem von ihm bekleideten Amte nach Maßgabe dieſes Statutes 
ausſchließen, iſt des Amtes zu entheben. Die Enthebung erfolgt durch den Bezirksausſchuß zu 
Danzig nach Anhörung des Betheiligten. 

Ein Mitglied des Gewerbegerichtes, welches ſich einer groben Verletzung ſeiner Amts⸗ 
pflicht ſchuldig macht, kann ſeines Amtes entſetzt werden. Die Entſetzung erfolgt durch das 
Königliche Landgericht in Danzig. 

Hinſichtlich des Verfahrens und der Rechtsmittel finden die Vorſchriften entſprechende 
Anwendung, welche für die zur Zuſtändigkeit der Landgerichte gehörigen Strafſachen gelten. 
Die Klage wird von der Königlichen Staatsanwaltſchaft auf Antrag des Königlichen Regierungs⸗ 
Präſidenten zu Danzig erhoben. 

Falls hierdurch oder aus anderen Gründen im Laufe einer Wahlperiode mehr als ein 
Dritttheil der Beiſitzer einer Kategorie bei dem Gewerbegerichte ausſcheiden, ſo kann der Vor⸗ 
ſitzende des Kreisausſchuſſes Erſatzwahlen für den Reſt der Wahlperiode anordnen, auf welche 
die vorſtehenden Vorſchriften mit der Einſchränkung entſprechende Anwendung finden, daß die bei 
der letzten regelmäßigen Wahl aufgeitellten Ent auch hier maßgebend find. 


Vertheilung der Beiſitzer. 

Die Reihenfolge, in welcher die Beiſitzer an den Sitzungen des Gewerbegerichtes Theil 
zu nehmen, bezw. als Hülfsbeiſitzer zu dung wird durch den Vorſitzenden feſtgeſtellt. 

Der Vorſitzende ſetzt die Beiſitzer von den Sitzungsperioden und den Sitzungstagen, 
für welche, bezw. an welchen ſie in Thätigkeit zu treten haben, unter Hinweis auf die Folgen 
des Ausbleibens ſchriftlich in Kenntniß. 

Eine Aenderung in der beſtimmten Reihenfolge kann auf übereinſtimmenden Antrag 
der betheiligten Beiſitzer von dem Vorſitzenden bewilligt werden, ſofern die in den betreffenden 
Sitzungen zu verhandelnden Sachen noch nicht beſtimmt find. 

Der Antrag und die Bewilligung find ee zu machen. 


8 28. 
Ausbleiben der Beiſitzer. 
Die Beiſitzer ſind verpflichtet, im Falle der erhinderung ihre Entſchuldigungsgründe 
rechtzeitig dem Vorſitzenden anzuzeigen. { 
Beiſitzer, welche ohne gemligende Entſchuldigung zu den Sitzungen nicht rechtzeitig ſich 
einfinden oder ihren Obliegenheiten in anderer Weiſe ſich entziehen, ſind zu einer Ordnungsſtrafe 
bis zu 300 Mark, ſowie in die verurſachten Koſten zu verurtheilen. Die Verurtheilung wird 
durch den Vorſitzenden ausgeſprochen. Erfolgt nachträglich genügende Entſchuldigung, ſo kann 
die Verurtheilung ganz oder theilweiſe zurückgenommen werden. 9 
Gegen die Entſcheidung findet Beſchwerde an das Königliche] Landgericht zu Danzig 
ſtatt. Das Verfahren richtet ſich nach den Vorſchriften der Strafprozeßordnung. | 
Die Beiſitzer haben jeden Wechſel ihrer Wohnung binnen 3 Tagen dem Vorſitzenden 
bei Vermeidung einer Ordnungsſtrafe von 10 Mark anzuzeigen. Beilage. 


